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I. PLANUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN   
 § 9 Abs.1 BauGB i.V.m. BauNVO 
 
Mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes "Südlich des Arbachs" treten alle bisherigen pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen in diesem Geltungsbereich außer Kraft.  
 
 
Rechtsgrundlagen 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBl. I S. 4147). 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) – Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke – in der Neufassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 
Planzeichenverordnung (PlanzV) – Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts – vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetz-
tes vom 2. Dezember 2020 (GBl. S. 1095, 1098). 
 
 
In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird folgendes festgesetzt: 
 
  

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/avr/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=185&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-BW-GBl2000581-1&doc.part=D&doc.price=6.0#focuspoint
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/avr/page/bsbawueprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=185&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-BW-GBl201355&doc.part=D&doc.price=0.0#focuspoint
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1. Fläche für den Gemeinbedarf 
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
 
Entsprechend dem Planeintrag ist eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweck-
bestimmung „Senioren Wohnen mit Stützpunkt Sozialstation und Gemeinschaftsräu-
men“ festgesetzt. 
 
Räume für die Dorfgemeinschaft sind zulässig. 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung  
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 – 21a BauNVO 
 
Das Maß der baulichen Nutzung ist durch Planeintrag von Grundflächenzahl (GRZ) 
und Zahl der Vollgeschosse i.V.m. der Höhe baulicher Anlagen (maximale Gebäude-
höhen) festgesetzt. 
 

2.1 Grundflächenzahl 
§§ 16, 17 und 19 BauNVO 
 
Im Geltungsbereich wird durch Planeintrag eine maximal überbaubare Grundstücks-
fläche (GRZ) durch die Grundflächenzahl festgesetzt. 
GRZ: siehe Planeinschrieb 
 
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundfläche von baulichen Anlagen unter-
halb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird 
sowie deren Zufahrten bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden 
(§ 19 Abs. 4 Ziffer 3 BauNVO). 
 

2.2 Zahl der Vollgeschosse 
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 20 BauNVO 
 
Im Geltungsbereich wird durch Planeintrag die Anzahl an Vollgeschossen als Höchst-
maß je Gebäude festgesetzt. 
 

2.3 Höhe der baulichen Anlagen 
§§ 16, 18 BauNVO 
 
Im Bebauungsplan ist die maximale Gebäudehöhen (GH) festgesetzt, diese bezieht 
sich auf die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH).  
 
Bei Flachdächern gilt die angegebene maximale Gebäudehöhe (GH). Als maximal zu-
lässige Gebäudehöhe gilt die Höhe des höchsten Punktes der Dachhaut. Bei Dächern 
mit einer Dachaufkantung (Attika) befindet sich dieser Punkt am oberen Abschluss 
der Attika. 
Einzelne Gebäudeteile technischer Anlagen (bspw. Aufzugsschächte) dürfen die fest-
gesetzte Traufhöhe ausnahmsweise überschreiten, sofern sie nicht mehr als 10 v.H. 
der Dachfläche einnehmen. Haustechnische Anlagen / technische Aufbauten sind 
vollständig einzuhausen. 
 
 
 
    GH: siehe Planeinschrieb 
 
Die Erdgeschossfußbodenhöhe (OK Rohfußboden) ist auf 378,80 m ü NN festge-
setzt, diese gilt als maßgebliche Bezugshöhe für die Ermittlung der Gebäudehöhe.  
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3. Bauweise 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO 
 
Die Bauweise wird als „offene Bauweise“ festgesetzt. 
 
 

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO 
 

4.1 Überbaubare Grundstücksfläche 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Baugrenzen  
festgesetzt. 
 

4.2 Nicht überbaubare Grundstücksfläche 
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO 
 
 Die nicht überbauten Flächen auf den Baugrundstücken sind gärtnerisch anzulegen 
und zu pflegen soweit sie nicht für zulässige Anlagen genutzt werden. 
 
 

5. Hochwasserschutz  
§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 
Die als "Nachrichtliche Übernahme" dargestellte Flächenausbreitung für ein Hoch-
wasser HQ100 und des HQextrem (Hochwasserlinie nach Hochwassergefahrenkarte Ba-
den-Württemberg Ammer Steinlach vom 23.11.2012 / 08.02.2016) ist zu beachten. 
 
Aus Gründen des Hochwasserschutzes eine Erdgeschossfußbodenhöhe von 
378,80 m ü NN festgesetzt. (vgl. Ziffer I. 2.3) 
 
Bei Untergeschosse/Tiefgaragen sind entsprechende Gebäudeabdichtung gegen 
Durchfeuchtung vorzusehen; erdberührende Bauteile sind gegen aufstauendes Si-
ckerwasser oder durch wasserundurchlässigen Beton abzudichten. 
 
Entwässerungsleitungen sind mit Rückstaudoppelverschlüssen auszustatten. Der An-
schluss von Drainagen an den Schmutzwasserkanal ist unzulässig.  
 
In den Untergeschossen von Gebäuden dürfen aus Gründen des Hochwasserschut-
zes keine Aufenthaltsräume untergebracht werden. Außenabgänge bei Gebäuden o-
der Fensterlichtschächte sind auf mindestens 378,80 m ü NN zu erhöhen. 
 
Im Gebiet zulässige (siehe auch I. 11.3 Wasserhaushalt / Grundwasserschutz) 
Heizöl- und Gastankanlagen sind so zu sichern, dass ein Aufschwimmen, eine Lage-
veränderung oder ein sonstiger Schaden an der Tankanlage nicht eintreten kann. Die 
Auftriebssicherheit ist nachzuweisen.  
 
Aufschüttungen sind im Nutzungsbereich des Gewässerrandstreifens unzulässig. 
 
Als Ersatz für die geplante Überbauung im Nutzungsbereich GBD ist eine Retentions-
fläche innerhalb des Geltungsbereichs dieses Bebauungsplans mit einem Retentions-
volumen von mindestens 14 m³ herzustellen. 
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6 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO 
 

6.1 Nebenanlagen 
 Je Baugrundstück ist innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen, ausge-
nommen in den gekennzeichneten Flächen für den Hochwasserschutz und des Ge-
wässerrandstreifens, ein Nebengebäude (untergeordnete Nebenanlagen i.S. von § 14 
BauNVO, die Gebäude sind) mit höchstens 40 m³ umbautem Raum zulässig. Zur öf-
fentlichen Verkehrsfläche ist ein Mindestabstand von 2,50 m einzuhalten.  
 

6.2 Stellplätze und Garagen 
Offene Stellplätze, überdachte Stellplätze („Carports“) und Garagen sind nur inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen und den dafür gesondert ausgewiesenen 
Flächen zulässig. Als Carport gilt ein allseits offener überdachter Stellplatz ohne Sei-
tenwand/-wände. 
Zwischen dem Garagentor und der öffentlichen Verkehrsfläche ist ein Mindestabstand 
von 5,0 m einzuhalten. 
 
Offene Stellplätze können ausnahmsweise zwischen der öffentlichen Verkehrsfläche 
und der ihr zugewandten Gebäudeseite (Vorgartenzone) - jedoch auf höchstens 
50 v.H. der Gebäudelänge - zugelassen werden; bei Eckgrundstücken gilt die Gebäu-
delänge, vor der die Stellplätze angeordnet werden.  
 
Ausnahmsweise können überdachte bzw. überdeckte allseits offene Stellplätze („Car-
ports“) zugelassen werden, die die vordere Baugrenze in der Weise überschreiten, 
dass noch ein Abstand von mindestens 1,0 m zur Straßenbegrenzungslinie einhalten 
wird; Wandverkleidungen sind unzulässig.  
 
Im Gebiet sind sogenannte Tiefgaragen (TGa) zulässig. Tiefgaragen (TGa) sind Gara-
gen/Stellplätze unterhalb der Geländeoberfläche. Die Baugrenzen sind einzuhalten.  
Oberirdische Bauteile des Garagengeschosses, soweit diese nicht durch das Wohnge-
bäude überbaut ist, sind  
• mit einer mindestens 0,5 m dicken Erdauflage zu überdecken, gärtnerisch anzu-

legen und dauerhaft zu unterhalten, die Oberkante der Erdüberdeckung darf die 
angrenzende Verkehrsfläche im Mittel um maximal 0,5 m überschreiten 
und 

• mit einer begrünten Böschung im Verhältnis 1:2 (H : L) in das Gelände einzubin-
den (Geländeübergang) oder oberirdische Bauteile mit einer vorgepflanzten He-
cke einzugrünen (empfohlene Pflanzliste siehe Ziffer IV.5). 

 
 

7. Öffentliche Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  
und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
 

7.1 Anschluss der angrenzenden privaten Grundstücksflächen 
 
Bauliche Anlagen, Einfriedigungen, Stützmauern, Aufschüttungen, Abgrabungen, Bö-
schungen und ähnliche Geländeveränderungen entlang der öffentlichen Verkehrsflä-
che sind auf das Privatgrundstück zu beschränken und so anzulegen, dass das Fun-
dament/Hinterbeton der Randeinfassung der Verkehrsfläche nicht beschädigt wird 
(vgl. Ziffer II. 4).  
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8. Versorgungsflächen und -leitungen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 13 BauGB 
 
Zweckbestimmung: Pumphaus 
 
Auf den Baugrundstücken sind die zur Versorgung mit Strom und Breitband erforderli-
chen Kabelverteilerkästen im Randbereich zulässig. 
 
 

9. Flächen und Maßnahmen für die Abwasserbeseitigung und Rückhaltung von 
Niederschlagswasser 
§ 9 Abs. 1 Nr. 14, 16 BauGB 
 
Die Entwässerung erfolgt für Schmutzwasser und Regenwasser getrennt. Das unbe-
lastete Regenwasser der Dach- und Hofflächen wird gesammelt und dem Vorfluter 
zugeführt.  
 
 

10. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

10.1 Minimierung der Versiegelung 
Flächenversiegelungen innerhalb des Geltungsbereichs sind soweit wie möglich zu 
vermeiden. 
 

10.2 Bodenschutz 
Oberboden ist getrennt auszubauen und abseits des Baubetriebes zu lagern und nach 
Abschluss der Bauarbeiten als oberste Bodenschicht wieder einzubauen (siehe Ziffer 
II. 2 u. Ziffer IV. 3) 
 

10.3 Wasserhaushalt 
Der Anschluss von Drainagen an den Schmutzwasserkanal ist unzulässig.  
Im Plangebiet sind entsprechende Gebäudeabdichtung gegen Durchfeuchtung vorzu-
sehen; erdberührende Bauteile sind gegen aufstauendes Sickerwasser oder durch 
wasserundurchlässigen Beton abzudichten. 
 
Zur Vermeidung von langfristigen Schadstoffeinträgen darf als Material bei der Dach-
eindeckung kein unbeschichtetes Metall (Kupfer, Zink, Blei etc.) sondern nur beschich-
tetes Material (z.B. Titanzink, beschichtetes Kupfer, Aluminium, Edelstahl, etc.) ver-
wendet werden; dies gilt auch für Regenrinnen und Regenfallrohre. 
 

10.3 Gewässerrandstreifen 
Entlang des Arbachs wird der Gewässerrandstreifen mit 10 m beibehalten. In diesem 
Bereich ist dauerhaft in naturnahmen Zustand und mit einem Uferbewuchs aus Schilf, 
Röhricht und Weiden zu bepflanzen und zu erhalten. Ausfälle sind nachzupflanzen. 
 

10.4 Baumschutz 
Während der Bauzeit ist jegliche Beeinträchtigung von Krone und Wurzelballen durch 
entsprechende Sicherungsmaßnahmen zu vermeiden. Die DIN 18920 „Schutz von 
Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen“ ist zu beachten. 
 

10.5 Straßen- und Gebäudebeleuchtung 
Es sind insektenschonende Leuchtmittel zu verwenden. Bei der Bauart von Lampen 
und Leuchten ist darauf zu achten, dass keine Fallen für Insekten entstehen (siehe 
Ziffer IV.6)  
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10.6 Artenschutz 
 
Rodungszeiten  
Bäume und Sträucher dürften entsprechend der Vorgabe des BNatSchG nicht in der 
Zeit zwischen 1. März bis zum 30. September abgeschnitten, auf den Stock gesetzt, 
oder beseitigt werden. Aufgrund des (möglichen) Vorkommens von Fledermausquar-
tieren erweitert sich dieser Zeitraum im vorliegenden Fall auf die Zeit von 1. März bis 
zum 31. Oktober. 
 
Abbruch- und Modernisierungsarbeiten 
Bei Abbruch- und Modernisierungsarbeiten sind artenschutzrechtliche Belange zu be-
rücksichtigen. Die Freigabe für den Abbruch-/Modernisierungsarbeiten können erst 
nach Vorlage und Prüfung des schriftlichen Nachweises über eine durch die Bauherr-
schaft veranlasste artenschutzrechtliche Prüfung erfolgen. Diese muss mögliche Ver-
botstatbestände nach § 44 BNatSchG ausschließen bzw. entsprechende einzuleiten-
den Maßnahmen vorschlagen.  
 
Vögel 
Zur Verhinderung von Vogelschlag sind großflächige Glasfassaden nur mit integrier-
ten Vogelschutzmaßnahmen zulässig. 
 
 

11. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
 § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 
 

11.1 Pflanzgebot „Privatgärten“ (PFG 1) / private Grünfläche / nicht überbaute  
Flächen 
Die private Grünfläche und die nicht überbaubaren Flächen der Baugrundstücke sind 
mit Ausnahme der dort zulässigen Stellplätze, deren Zufahrten oder Wegen, gärtne-
risch anzulegen und zu pflegen.  
 
Je Baugrundstück ab 300 qm Grundstücksgröße, ist mindestens ein einheimischer 
Obst- oder Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei der Pflanzung sind 
eher kleinwüchsige oder mittelstark wachsende Sorten in Baumschulqualität (mit ei-
ner schwach- bis mittelstarkwüchsigen Unterlage, Mindestqualität 3 x verpflanzter 
Baum mit Ballen, StU 16/18 cm) zu verwenden (entspricht Ziffer IV.5). 
 

11.2 Pflanzgebot „Ortsrandeingrünung“ (PFG 2) 
An der Westgrenze des Geltungsbereichs sind zur Einbindung des Baugebiets in die 
freie Landschaft folgende Gehölzpflanzungen anzulegen: 
- pro angefangener 10 lfm mindestens 1 Baum nach der Artenliste (siehe Ziffer 

IV.5) und 
- pro zu pflanzender Baum 2 Sträucher nach der Artenliste (siehe Ziffer IV.5) 
 
Abgängige Bäume und Sträucher sind durch gleichwertige Nachpflanzungen zu er-
setzen. Zur Erfüllung der Pflanzgebote sind nur Pflanzen gemäß Pflanzliste zulässig 
(siehe Ziffer IV.5). Für weitergehende Anpflanzungen über die Pflanzgebote hinaus 
wird die Verwendung von Pflanzen aus der o.g. Artenliste empfohlen. 
 
Innerhalb der Pflanzgebotsfläche sind keine baulichen Anlagen zulässig. 
 

11.3 Dachbegrünung 
Dächer von Haupt- und Nebengebäuden und Garagen bzw. Carports mit einer Dach-
neigung bis zu 5° sind zu mindestens 50 % der Dachfläche dauerhaft extensiv zu be-
grünen. Begrünungen sind mit einer Mindestsubstratschicht von 10cm auszubilden 
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und mit Gräsern, bodendeckenden Gehölzen und Wildkräutern dauerhaft zu bepflan-
zen (empfohlene Pflanzliste siehe Ziffer IV.5). 
 
Anlagen zur Solarnutzung können zugelassen werden, sofern die Dachbegrünung 
ebenfalls umgesetzt wird (kombinierte Lösung). 
 
 

12 Lärmschutz  
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
 
Bei Gebäuden, die einseitig durch Verkehrsgeräusche belastet sind, können schutz-
bedürftige Räume (Schlaf- und Aufenthaltsräume) und Außenwohnbereiche (Balkone, 
Loggien, Terrassen) häufig dadurch ausreichend geschützt werden, dass sie auf der 
lärmabgewandten Seite angeordnet werden.  
 
Bei zu hohen Pegeln vor der Fassade können wenigstens die Innenräume durch 
schalldämmende Außenbauteile, in der Regel Fassaden und Fenster (siehe DIN 
4109), geschützt werden. Für eine ausreichende Belüftung auch bei geschlossenen 
Fenstern müssen ggfls. schalldämmende Lüftungseinrichtungen eingebaut werden.  
 
Im Rahmen des (vereinfachten) Baugenehmigungsverfahrens bzw. des Kenntnisga-
beverfahrens ist vom Antragsteller als Bestandteil der Bauvorlagen der auf den Ein-
zelfall abgestellte Nachweis der Erfüllung der konkreten erforderlichen Schallschutz-
maßnahmen zu erbringen. 
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II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN  
„Südlich des Arbachs“ 

 
Mit Inkrafttreten dieser örtlichen Bauvorschriften treten alle bisherigen örtlichen Bauvorschrif-
ten im Geltungsbereich außer Kraft. 
 
Rechtsgrundlage 
Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010 (GBl. 
2010, 357, ber. S. 416), zuletzt mehrfach geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 
313). 
 
 
1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  

§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 
 

1.1 Dachform und Dachneigung 
 
Auf Ziffer I. 2.3 wird verwiesen. 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet (WA) sind für die Hauptgebäude zulässig: 
 begrünte Flachdächer mit bis zu 5° Dachneigung (Begrünungsanteil mind. 50% 

der Dachfläche) 
(siehe Ziffer I.10.3, IV. 7)  

 
Bei aneinander grenzenden Gebäuden, Garagen und überdachten Stellplätzen sind 
die Dächer der einzelnen Gebäude in Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung 
einheitlich zu gestalten. 
 

1.2 Dacheindeckung 
 
Anlagen zur thermischen und photovoltaischen Solarnutzung sind zulässig; bei Grün-
dächern nur dann, wenn die Dachbegrünung erhalten bleibt (kombinierte Umsetzung). 
 
Bei untergeordneten Gebäudeteilen können andere Materialien zur Dacheindeckung 
zugelassen werden; metallene Dacheindeckungen sind nur beschichtet zulässig. 
 
 

2. Höhenlage der Grundstücke 
 § 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO, § 10 Nr. 3 LBO 
 
Zur Vermeidung von überschüssigem Bodenaushub und zum Hochwasserschutz ist 
die Höhenlage der Grundstücke – mit Ausnahme des Uferrandstreifens – zu verän-
dern. Sofern das bestehende Gelände tiefer als die vorhandene bzw. geplante öffent-
liche Verkehrsfläche ist, ist das Geländeniveau zwischen Hausgrund und öffentlicher 
Verkehrsfläche (Vorgartenzone) bis auf die Höhe der öffentlichen Verkehrsfläche an-
zuheben. Grundstückshöhen benachbarter Grundstücke sind aufeinander abzustim-
men. Der verwertbare Bodenaushub – mindestens jedoch der Mutterboden – ist unter 
Einhaltung sonstiger Rechtsvorschriften (zum Beispiel Nachbarrechtsgesetz) auf den 
Baugrundstücken wieder aufzubringen. 
 
Im Anschluss der Gebäude dürfen sonstige Aufschüttungen für Terrassen auf Höhe 
der Erdgeschossfußbodenhöhe erfolgen. 
 
Abgrabungen der bestehenden Geländeoberfläche sind nur für die Baugrube des Ge-
bäudes selbst und für notwendige Zugänge und Zufahrten zulässig.  

http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/axd/
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/axd/
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/portal/t/axd/
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3. Werbeanlagen 
 § 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO 
 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Selbstleuchtende Werbe-
anlagen und solche mit wechselndem bewegtem Licht sind unzulässig. 
 
 

4. Einfriedungen und private Stützmauern 
 § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
 
Einfriedungen und private Stützmauern entlang öffentlicher Verkehrsflächen dürfen 
maximal 1,0 m hoch sein, sollte ein Höhenausgleich darüberhinausgehend erforderlich 
sein, muss abgeböscht werden. Sie sind auf das Privatgrundstück zu beschränken; 
d.h. so anzulegen, dass das Fundament/Hinterbeton der Randeinfassung der Ver-
kehrsfläche nicht beschädigt wird; der Abstand von 0,5 m zu landwirtschaftlichen We-
gen und Flächen ist einzuhalten (vgl. Ziffern I. 7). 
 
Als Materialien für Einfriedungen sind zulässig: 
- lebende Einfriedungen in Form von Hecken 
- Maschen- oder Knüpfdrahtzäune mit oder ohne Heckenpflanzung oder Berankung 
- Holzzäune 
 
Als Materialien für Stützmauern sind zulässig: 
- Unbehauener Naturstein 
- Verputzt. Sie sind entweder mit Naturstein oder naturroten bis rotbraunen Ziegeln 

bzw. Dachsteinen abzudecken. 
 
 

5. Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke  
§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
 
Die nicht überbauten Flächen oder betrieblich nicht genutzten Freiflächen sind zu be-
grünen. Das Anlegen von „Stein- und Schottergärten“ ist nicht zulässig. 
 
 

6. Außenantennen 
 § 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO 
 
Je Gebäude ist jeweils nur eine Rundfunk- und Fernsehantenne sowie eine Parabolan-
tenne zulässig. Parabolantennen sind farblich dem Hintergrund anzupassen und min-
destens 1,00 m unterhalb des Firstes anzubringen. 
 
 

7. Freileitungen 
 § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO 
 
Niederspannungsfreileitungen sind innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches nicht 
zulässig. 
 
 

9. Müllplatzeingrünung 
  
 Mülltonnenstandplätze müssen abgepflanzt, abgeschirmt oder im Hauptgebäude bzw. 
Garage/Carport integriert werden. 
 
 

10. Ordnungswidrigkeit 
§ 213 BauGB und § 75 LBO 
 
Ordnungswidrig im Sinne von § 213 BauGB und § 75 LBO handelt, wer den örtlichen 
Bauvorschriften dieses Bebauungsplans zuwider handelt. 
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III. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME  
§ 9 Abs. 6 BauGB 
 
Wasserschutzgebiet 
Das Plangebiet liegt in der Zone III B der Wasserfassung Rottenburg-Kiebingen der 
Ammertal-Schönbuch-Gruppe (Erweiterung des Wasserschutzgebietes zur Grund-
wasserfassung des Zweckverbandes Ammertal-Schönbuch-Wasserversorgungs-
gruppe; Rechtsverordnung des Landratsamtes Tübingen vom 07.11.2007). 
Die Schutzgebietsverordnung in der aktuellen Fassung ist bei der baulichen Ausfüh-
rung der Maßnahme zu berücksichtigen. 
 
Historischer Ortskern (P) 
Das Planungsgebiet liegt im Prüffallgebiet „mittelalterliche Siedlung“. In bisher unbe-
bauten bzw. nicht unterkellerten Bereichen können sich im Boden mittelalterliche bis 
frühneuzeitliche Siedlungsstrukturen erhalten haben, bei denen es sich ggf. um Kul-
turdenkmale gemäß § 2 DSchG handelt und deren undokumentierte Zerstörung nach 
§ 8 DSchG unzulässig wäre. 
 
Hochwassergefahrenkarte 
In den zeichnerischen Festsetzungen ist die Flächenausbreitung (Überflutungsbe-
reich) für ein Hochwasser HQ 100 (Hochwasserlinie HQ 100) und HQextrem nach der 
Hochwassergefahrenkarte Baden-Württemberg vom 23.11.2012 / 08.02.2016 (Am-
mer Steinlach) dargestellt. 
 
 

IV. HINWEISE 
 
1. Denkmalschutz / Bodendenkmale / Archäologische Funde 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmal-
schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 
Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 
Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 
Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzei-
ten im Bauablauf zu rechnen. 
 

2. Baugrundgutachten 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bau-
arbeiten werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 
bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 

3. Bodenschutz 
Der humose Oberboden ist im Vorfeld der Bauarbeiten auf allen Flächen, welche 
durch Baumaßnahmen in Anspruch genommen werden, abzuschieben und getrennt 
zu lagern. Oberboden und humusfreier  Unterboden müssen getrennt werden. 
 
Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass eine Vermischung 
mit zwischengelagertem Bodenmaterial nicht erfolgen kann. 
 
Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes sollte soweit wie möglich ein 
Massenausgleich durch Koordination von Bodenaushub und -auftrag bei privaten und 
öffentlichen Maßnahmen erreicht werden. 
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Die Bodenarbeiten (Bodenauf- bzw. -abtrag) sind entsprechend vorhandener Regel-
werke und Richtlinien (vgl. Umweltministerium Baden-Württemberg, Heft 10 und Heft 
28) durchzuführen. Ein Massenausgleich im Gebiet ist anzustreben. 
 

4. Baumschutz 
Während der Bauzeit ist jegliche Beeinträchtigung von Krone und Wurzelballen durch 
entsprechende Sicherungsmaßnahmen zu vermeiden. Ein ausreichender Baum-
schutz nach DIN 18920 ist zu gewährleisten. 
 

5. Pflanzliste als Auswahl und Empfehlung 
 
Pflanzliste 

 
 Wildobstbäume Malus sylvestris* 

Pyrus pyraster* 
Prunus avium* 

Holzapfel* 
Wildbirne* 
Vogel-Kirsche* 
 

 Obstbäume Äpfel: 
Malus domestica* 

 
Kulturapfel* 
Berlepsch 
Bittenfelder Sämling 
Bohnapfel 
Börtlinger Weinapfel 
Boskop 
Brettacher 
Gehrers Rambour 
Gewürzluiken 
Goldparmäne 
Glockenapfel 
Goldrenette von Blenheim 
Gravensteiner 
Hauxapfel 
Jakob Fischer 
Kaiser Wilhelm 
Klarapfel 
Landsberger Renette 
Öhringer Blutstreifling 
Oldenburger 
Ontario 
Remo 
Rewena 
Rheinischer Bohnapfel 
Schweizer Orangen 
Welschisner 
Zabergäu Renette 
 

  
 
 

Birnen: 
Pyrus communis* 
 

 
Kultur-Birne* 
Gräfin von Paris 
Stuttgarter Geishirtle 
 

  Zwetschgen: 
Prunus domestrica subsp. 
domestica* 
 
 

 
 
Echte Zwetschge* 
Frühzwetschge 
Nancy-Mirabelle 
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Pflaume: 
Prunus domestica* 
 
Kirschen: 

Wangenheims 
 
 
Kultur-Pflaume* 
 
Burlat 
Frühe Rote Meckenheimer 
Große Schwarze Kirsche 
Hedelfinger 
Knorpelkirsche 
Unterländer 
 

 Weitere Laubbäume: 
 
 
 
 
 
 
* besonders geeignet 
 
 
 

Acer pseudoplatanus* 
Acer campestre 
Tilia cordata* 
Tilia platyphyllos* 
Carpinus betulus 
 

Berg-Ahorn* 
Feldahorn 
Winterlinde* 
Sommerlinde* 
Hainbuche 
 

 Sträucher 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Corylus avellana 
Cornus sanguinea 
Ligustrum vulgare 
Prunus avium 
Prunus spinosa 
Rosa canina 
Viburnum lantana 
 

Hasel 
Roter Hartriegel 
Liguster 
Vogelkirsche 
Schlehe 
Hundsrose 
Wolliger Schneeball 
 

 Pflanzen für die  
extensive Dachbegrünung 

Sedum album 
Sempervivum tectorum 
Sesleria albicans 
Melica ciliata 
Sedum reflexum 
Potentilla neumanniana 
Thymus serpyllum/ 
Thymus spec 

Schneepolster 
Dachwurz  
Kalk-Blaugras  
Perlgras  
 
Pechnelke  
Frühlingsfingerkraut 
Thymian 

 
 

6. Einsatz energiesparender und insektenschonender Lampen und Leuchten 
Für Straßen-, Hof- und Gebäudebeleuchtung sowie die Beleuchtung von Werbeanla-
gen sind LED oder energiesparenden und insektenfreundlichen Lampen mit warm-
weißen Licht mit geringem Blauanteil mit einer Farbtemperatur von max. 3.000 Kelvin 
zu verwenden. Es ist darauf zu achten, dass durch rundum geschlossene Leuchten 
keine Fallen für Insekten entstehen. Eine Lichteinwirkung darf nur auf die zu beleuch-
tende Fläche erfolgen und nicht in Richtung des Himmelskörpers. Nach oben streu-
ende Fassadenanstrahlung ist unzulässig. Bäume sind von direkter Anstrahlung ab-
zuschirmen. Durch eine Nachtabschaltung oder Reduzierung der Beleuchtung kann 
eine Reduzierung des Energieverbrauchs erreicht werden. 
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7. Dachbegrünung 
Hinsichtlich Schichtaufbau und Begrünungstechnik sowie Artenauswahl können die 
Empfehlungen der Bayrischen Landesanstalt für Wein und Gartenbau sowie die Emp-
fehlungen der FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung und Land-
schaftsbau) verwendet werden, welche auf der Auswertung langjähriger Versuchsrei-
hen beruhen. 
 
Ausführung extensive Begrünung von Flachdächern/flach geneigten Dächern 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pflanzen siehe Pflanzliste s. o. 
 
 

8. DIN Normen/ Einsehbarkeit 
Die in den textlichen Festsetzungen genannten DIN Normen können im Stadtpla-
nungsamt der Stadt Rottenburg am Neckar eingesehen werden. 
 
 

9. Bauantrag/ Bauvorlagen 
Dem Bauantrag 
- sind mindestens 2 Geländeschnitte mit eingetragenem Höhenbezugspunkt (siehe 

Ziffer I.2.3) sowie den Übergängen des Baugrundstücks zur öffentlichen Ver-
kehrsfläche, dem Arbach und den Nachbargrundstücken beizulegen,  

- ist eine konkrete Entwässerungsplanung beizufügen, in der die schadlose Beseiti-
gung des Niederschlagswassers nachgewiesen wird, 

- Vorlage der durch die Bauherrschaft veranlassten artenschutzrechtlichen Prüfung 
(Gutachten). Diese muss mögliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG aus-
schließen bzw. entsprechende einzuleitenden Maßnahmen vorschlagen.  
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